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Die Idee der Gerechtig-
keit beschäftigt seit
Jahrtausenden die
Menschheit. In allen

Religionen spielt sie eine wichti-
ge, manchmal zentrale Rolle. In
modernen Gesellschaften kann es
sich keine Partei leisten, Gerech-
tigkeit als gesellschaftspolitisches
Thema zu ignorieren. Dies belegt,
dass erstens die Schaffung einer
gerechten Gesellschaft ein funda-
mentales Bedürfnis der Men-
schen ist und dass zweitens die
gerechte Gesellschaft offensicht-
lich immer noch aussteht.

Was ist aber die Gerechtigkeit?
Gibt es dazu überhaupt eine ge-
naue oder gar einvernehmliche
Definition? Tatsächlich gehen die
Vorstellungen weit auseinander.
Denn soziale Gruppen haben ein
ganz unterschiedliches Gerech-
tigkeitsempfinden: Reiche defi-
nieren Besitzstandswahrung als
gerecht, arme Menschen, die von
ihrem Lohn allein nicht leben
können, empfinden niedrige Löh-
ne und grundsätzlich auch die
Einkommens- und Vermögensun-
gleichheit als ungerecht. Kein
Wunder, dass die Menschheitsge-
schichte bisher die Geschichte des
Kampfes um die Durchsetzung
der eigenen Gerechtigkeitsvor-
stellung war und auch in der Zu-
kunft bleiben wird. Auf dieser
Grundlage entstanden gegensätz-
liche Gerechtigkeitstheorien:

Hobbes, Locke,
Mill, Nozick u. a.
vertreten die An-
sicht, dass gerade
die Ungleichheit
von Vermögen

und Einkommen ein entscheiden-
der Antrieb für Wohlstandsver-
mehrung und daher auch für die
Schaffung einer gerechten Gesell-
schaft ist. Diese Theorien, übri-
gens im gegenwärtigen Neolibe-
ralismus fest verankert, basieren
zwar auf der richtigen Annahme,
dass Menschen Individuen mit
unterschiedlichen Fähigkeiten
und Begabungen sind, ziehen
aber daraus den zweifelhaften
Schluss, dass die Ungleichheit an
Besitz und Einkommen eben aus
der Ungleichheit der menschli-
chen Natur resultiert.

Die Theorien unterschlagen
die Bedeutung von Erbschaft und
Macht, also Faktoren, die zu
Reichtum und Herrschaft führen
können, ohne dass dabei eigene
Leistungen erbracht worden wä-
ren. So liefern sie wohl die Recht-
fertigung für Vermögensungleich-
heit, für Kolonialismus und Ras-
sismus, diese Theorie begründet
jedoch keinerlei moralisch kon-
sensfähige Anhaltspunkte für eine
gerechte Gesellschaft.

Sie leiten aus der
moralisch un-
strittigen Annah-
me, dass Men-
schen durch Ge-
burt vor dem

Recht gleich sind (Rechtsgleich-
heitsprinzip), die Politik der
Gleichmacherei ab, indem sie die
individuellen Fähigkeiten und Be-
gabungen gering schätzen. Diese
Ignoranz ist die Hauptursache für
das Scheitern dieser Theorie, wie
wir sie am Beispiel vom Sozialis-
mus sowjetischer Prägung able-
sen können. So gesehen wird ent-
weder das Individuum in den Vor-
dergrund gestellt, während dem
Kollektiv bzw. dem Staat eine un-
tergeordnete Bedeutung einge-
räumt (Neoliberalismus) oder
aber der Staat als alles dominie-
render herausgestellt wird, wäh-

rend den individuellen Rechten
und Freiheiten geringe Bedeu-
tung beigemessen wird oder die-
se sogar drastisch beschnitten
werden (orthodoxer Egalitaris-
mus). Unter den Bedingungen
des Neoliberalismus fühlt sich ei-
ne mächtige Minderheit von Indi-
viduen berechtigt, ihre Interes-
sen über das Gesamtinteresse der
Gemeinschaft zu stellen und
selbst die größten Ungleichhei-
ten als gerecht zu definieren.
Und im orthodox-egalitaristi-
schen Konzept wird der Gleich-
macherei Tür und Tor geöffnet,
weil die individuellen Leistungen
wenig zählen.

John Rawls, Ro-
nald Dworkin,
Amartya Sen und
andere haben
sich um eine Ba-
lance zwischen

individuellen und gemeinschaftli-
chen Interessen zweifellos große
Verdienste erworben. Immerhin
erkannten diese Theoretiker, dass
die real existierenden Ungleich-
heiten nicht auf individuellen
Leistungen beruhen und entwi-
ckelten zur Beseitigung dieser
Ungleichheiten ein Bündel von
sozialpolitischen Maßnahmen.
Dank ihrer als „liberale Gleich-
heit“ bezeichneten Gerechtig-
keitstheorien, gelang es der inter-
nationalen Sozialdemokratie in
entwickelten kapitalistischen Ge-
sellschaften, die drastischen Un-
gleichheiten durch ausgleichende
Maßnahmen zu relativieren. Den-
noch ist die Reichweite der Theo-
rien der „liberalen Gleichheit“ zur
Überwindung von Ungleichheiten
offensichtlich begrenzt. Tatsäch-

lich wird bei diesen Theorien die
Idee der Gleichheit als ein positi-
ves gesellschaftspolitisches Ziel
normativ begründet und damit
einer Interpretationswillkür aus-
gesetzt. Was gerecht ist, bleibt
weiterhin der Deutungshoheit der
Herrschenden oder den wech-
selnden Regierungen überlassen.

Sie müsste
schwer angreif-
bar sein und der
Willkür von Be-
liebigkeit stand-
halten können.

Eine solche Ethik müsste so be-
schaffen sein, dass sie von einer
größtmöglichen Zahl der Gesell-
schaftsmitglieder akzeptiert wird.
Sie darf nicht normativ gesetzt
sein, sondern von der menschli-
chen Natur herrühren, d. h. dem
gegenseitigen Respekt und der
Menschenwürde umfassend
Rechnung tragen. So gesehen
könnten der gegenseitige Res-
pekt vor individuellen Ungleich-
heiten einerseits und Rechts-
gleichheit andererseits die konsti-
tuierenden Elemente einer sol-
chen Ethik darstellen.

Niemand kann
infrage stellen,
dass Menschen
bei ihrer Geburt
mit unterschiedli-
chen natürlichen

Begabungen, Eigenschaften, aber
auch genetischen Unvollkommen-
heiten ausgestattet sind. Der eine
neigt zu geistigen, der andere zu
körperlichen Tätigkeiten, der ei-
ne wird gesund, ein anderer mit
Behinderung geboren, der eine ist
literarisch unbegabt, entwickelt
sich jedoch zum Organisationsge-
nie, ein anderer schreibt brillant,
neigt aber zu chaotischer Lebens-
führung, der eine ist wiederum
technisch begabt, der andere
wird ein berühmter Sänger.

Kein Zweifel, diese individuel-
len Unterschiede können durch-
aus einen gewissen Neid hervor-
rufen. Aber gerade weil die indi-
viduellen Eigenschaften von der
Natur vorgegeben sind, für die
niemand und auch keine Struktur
verantwortlich gemacht werden
kann, ist die Wahrscheinlichkeit
sehr groß, dass sich Individuen
trotzdem ihre unterschiedlichen
Fähigkeiten, Begabungen und Be-
schaffenheiten gegenseitig aner-
kennen und sie nicht als Gerech-
tigkeitshindernis verdammen.

Dieses zweite Na-
turprinzip muss
mit dem der indi-
viduellen Un-
gleichheit zusam-
menwirken. Es

besagt, dass alle Menschen qua
Geburt gleich sind, das ist uni-
versell unstrittig. Alle Versuche,
es infrage zu stellen, führten –
wie der Kolonialismus, der Ras-

sismus und der Faschismus – zu
Katastrophen und sind geschei-
tert. Rechtsgleichheit ist aber die
Voraussetzung für Menschen-
würde und darüber hinaus auch
für Solidarität zwischen Indivi-
duen mit unterschiedlichen Leis-
tungen. Nur so kann der soziale
Ausgleich zum Fundament einer
gerechten Gesellschaft werden.
Beide ethischen Prinzipien, die
individuelle Ungleichheit und
die Rechtsgleichheit zusammen
gedacht, ergeben Chancen-
gleichheit, die m. E. sämtliche
Eigenschaften einer in jeder Ge-
sellschaft und universell akzep-
tanzfähigen Ethik der Gerechtig-
keit verkörpert. Demnach ist ei-
ne Gesellschaft gerecht, in der
alle Mitglieder, unabhängig von
ihrer Herkunft und Hautfarbe,
über gleiche Startbedingungen
verfügen. Auf dieser Grundlage
sind wir endlich in der Lage, jen-
seits von real existierenden Son-
derinteressen sozialer Klassen
eine allgemeingültige Definition
von Gerechtigkeit zu formulie-
ren und darüber hinaus auch die
Politik der Gerechtigkeit gezielt
operationalisierbar zu machen.
Chancengleichheit leugnet auch
keineswegs menschliches Ego,
verhindert aber, dass eine Min-
derheit ihr Ego zulasten anderer
ausleben kann. Sie versöhnt den
Egoismus mit Solidarität, die In-
dividualität mit der Egalität und
der Gemeinschaftlichkeit.

Gibt es aber
bereits eine Ge-
sellschaft in der
Welt, die von
Chancengleich-
heit regiert wird?
Natürlich nicht,

es kann nur darum gehen, die his-
torisch gewachsenen Strukturen
in den real existierenden Gesell-
schaften langfristig so umzukrem-
peln, dass am Ende die Chancen-
gleichheit in jeder Gesellschaft,
aber auch gegenüber den künfti-
gen Generationen hergestellt ist.
Chancengleichheit duldet keine
künstlich geschaffenen Lohnsek-
toren, keine Leiharbeit, sie ver-
langt gleichen Lohn für gleiche
Arbeit. Dauerarbeitslosigkeit ist
mit Chancengleichheit unverein-
bar, ebenso Gehälter, die nicht auf
eigenen Leistungen beruhen.
Auch die Ungleichheit von Vermö-
gen muss langfristig auf ein Mini-
mum reduziert werden, um für al-
le gleiche Startbedingungen her-
zustellen. Chancengleichheit ge-
genüber künftigen Generationen
bedeutet die nachhaltige Nutzung
von Ressourcen, sie bedeutet eine
rasche Energiewende, damit
künftige Generationen nicht we-
gen Klimakatastrophen in ihrer
Existenz zurückgeworfen werden.

Wie verträgt sich aber Chan-
cengleichheit mit der „Ungerech-
tigkeit“ der Natur durch unglei-
che Verteilung der Ressourcen
und Talente? Natürliche Ressour-
cen sind das Erbe der Mensch-
heit, ihre Besitzer dürfen sie da-
her nur gegen eine Pacht nutzen,
die zum Ausgleich an alle Staaten
verteilt wird. Individuen mit sel-
tenen Talenten entrichten über-
durchschnittliche Steuern. Chan-
cengleichheit stellt auch den Ka-
pitalismus vor ethische Heraus-
forderungen: Entweder kann er
sich ihren Bedingungen anpas-
sen, oder er wird langfristig kei-
nen Bestand haben.
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